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SITZUNGSVORLAGE Nr.[20-V-61-00038
(Jahr-V-Amt-Nr.)
Betreff: Dezernat(e) [\
Bebauungsplan ,,lm Rad" im Ortsbezirk Rheingauviertel / Hollerborn
- Aufstellungsbeschluss -
Anlage/n siehe Seite 3
[]Bericht zum Beschluss Nr. vom
Stellungnahmen
Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich f‘
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten i
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltprifung nicht erforderlich erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich e
- der HGO nicht erforderlich erforderlich f'“
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich e
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich .
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefiillt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich o
Kommission nicht erforderlich erforderlich f'“
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich f"
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich o
Magistrat Tagesordnung A * Tagesordnung B
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fur Magistratsmitglieder L]
ihasdst(\:/:lrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich ¢ erforderlich v
Eingangsstempel Amt 16 offentlich O nicht 6ffentlich
X wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestétigung Dezernent

Hans-Martin Kessler
Stadtrat

Vermerk Kdmmerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[] - siehe gesonderte Stellungnahme

Wiesbaden,

Imholz
Stadtkdmmerer




Seite 2 der SitzungsvorlageNr. 2 0 -V- 6 1 - 00 0 8

A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot L] grin Prognose Zuschussbedarf: November 2019
abs.: 9.216.398,04 €
in %: 25,2
Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:
ll. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage
Es handelt sich um [ ] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung
. « Finanzierung
Gesamt- darin zusétzl. . .
. . (Sperre, Kontierung | Kontierung .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f1 ::pllupl E 'I_g ::g) (Objekt) (Konto) Bezeichnung
X Veroffentlich- 500 - 1300153 | 684000
ungskosten
Summe einmalige Kosten: 500,-

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Das stadtebauliche Konzept des Giberwiegend der Wohnnutzung dienenden Kiinstlerviertels soll
um weitere innenstadtnahe Wohnbauflachen erganzt werden. Die Stral3e ,Im Rad" wird
hauptsachlich die Erschlielungsfunktion tibernehmen.

Die bereits im Verkehrsentwicklungsplan (VEP) 2005 aufgefiihrte MaRnahme der Verlangerung
der HolzstralRe bis zur Schiersteiner Straf3e bietet Anlass zur Priifung, ob eine
Siedlungserganzung westlich der Straf3e ,Im Rad" entwickelt werden kann. Soll die
Vorhalteflache flr eine Westergénzung weiterhin beibehalten werden, muss dies in der
stadtebaulichen Entwicklung bericksichtigt werden und Gegenstand weiterer planerischer
Uberlegungen sein.

Anlagen:

1 Ubersicht tiber den Geltungsbereich des Bebauungsplans ,im Rad* im Ortsbezirk
Rheingauviertel / Hollerborn

2 Abgrenzung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ,,lm Rad" im Ortsbezirk
Rheingauviertel / Hollerborn

3 Vorentwurf der Begriindung des Bebauungsplans vom 29.01.2020

Die Anlagen sind im INTRANET in der raumbezogenen Informationsverarbeitung (RIV) im
raumbezogenen Informationssystem (RIS) digital verfugbar (http:/riv/infogis/riv/riv3.html).
Erganzend wird die Anlage 2 zu den Sitzungen bereitgehalten.

C Beschlussvorschlag:

1 Die Aufstellung des Bebauungsplans ,Im Rad” im Verfahren nach § 13 a Baugesetzbuch
(BauGB) (Bebauungsplan der Innenentwicklung) wird beschlossen.

Der ca. 5,7 ha grof3e Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt westlich des Kiinstlerviertels
und wird wie folgt begrenzt:

Im Norden durch die StraRe ,,Im Rad", im Westen durch die westliche Grenze der Grundstiicke

Flurstiicke 94/2, 94/3 und 94/4 (alle Flur 62), im Stden durch das Grundstlck Flurstiick 1041
(Flur 63) und im Osten durch die 6stliche Grenze der Grundstiicke Flurstiicke 36/9 und 104
(Flur 62).

Als Ziele der Planung werden beschlossen:

Das stadtebauliche Konzept des Uberwiegend der Wohnnutzung dienenden Kiinstlerviertels soll

um weitere innenstadtnahe Wohnbauflachen erganzt werden. Die Stral3e ,Im Rad" wird
hauptséachlich die Erschlieungsfunktion tibernehmen.
2 Es wird zur Kenntnis genommen, dass

- der Bebauungsplan ohne Durchfiihrung einer Umweltprifung nach 8 2 Abs. 4 BauGB
aufgestellt wird,

- der Beschluss lber die Aufstellung eines Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren

ohne Durchfuhrung einer Umweltprifung nach § 2 Abs. 1 BauGBi. V. m. § 13 a Abs. 3Nr. 1

BauGB ortsiiblich bekannt gemacht wird,

- eine frihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB durchgefihrt wird,


http://riv/infogis/riv/riv3.html
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- eine frihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach
§ 4 Abs. 1 BauGB durchgefihrt wird und

- der Flachennutzungsplan nach § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung
angepasst wird.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Allgemein:

Mit dem Verkauf der Flache des Bauhofs an die Stadtentwicklungsgesellschaft Wiesbaden (SEG) und
der Verlagerung des benachbarten KFZ-Handels werden zwei wesentliche Bereiche des
Geltungsbereichs flir eine insgesamt geordnete stadtebauliche Entwicklung verfligbar.

Das stadtebauliche Konzept des tiberwiegend der Wohnnutzung dienenden Kinstlerviertels soll um
weitere innenstadtnahe Wohnbauflachen erganzt werden. Die StralRe ,im Rad"“ wird hauptsachlich die
ErschlieBungsfunktion tibernehmen.

Die bereits im Verkehrsentwicklungsplan (VEP) 2005 aufgefuhrte Mal3nahme der Verlangerung der
HolzstralRe bis zur Schiersteiner Stral3e bietet Anlass zur Priifung, ob eine Siedlungserganzung
westlich der Stral3e ,,Im Rad* entwickelt werden kann. Soll die Vorhalteflache fiir eine Westerganzung
weiterhin beibehalten werden, muss dies in der stadtebaulichen Entwicklung berilicksichtigt werden und
Gegenstand weiterer planerischer Uberlegungen sein.

Finanzielle Auswirkungen:

Die dem Stadtplanungsamt entstehenden internen Kosten sind im Haushalt des Stadtplanungsamts
bertcksichtigt.

Wertschépfung:
Im weiteren Verlauf des Bauleitplanverfahrens lassen sich Aussagen zur Wertschopfung tatigen.

Zeitplanung:
Es ist geplant im 1. Quartal 2020 den Aufstellungsbeschluss herbeizufiihren.

ll. Demografische Entwicklung

Die Landeshauptstadt Wiesbaden erfillt mit circa 290 000 Einwohnern (31.12.2018) vielfaltige
oberzentrale Funktionen in der Wachstumsregion Rhein-Main. Mit der historischen Kernstadt und
der landschatftlich reizvollen Lage umgeben von Taunus und Rheingau besitzt die Stadt eine
Vielzahl stadt- und landschaftsraumlicher Qualitaten. Wiesbaden ist tiber das Straf3en- und
Schienennetz sowie den internationalen Flughafen Frankfurt am Main sehr gut verkehrlich
angebunden. Mit dieser hohen Lebensqualitat ist die Stadt attraktiver Standort, unter anderem fir
die Wohnbevdlkerung, Arbeitskrafte und Unternehmen. Die Bevoélkerungsvorausberechnung des
Amtes fir Statistik und Stadtforschung schéatzt einen kontinuierlichen Anstieg der Bevolkerungszahl
um 4,9 Prozent - etwa 14 000 Personen - bis zum Jahr 2035 auf knapp 304 000 Einwohner.

In Wiesbaden besteht grundsétzlich ein Bedarf an Wohnraum. In den nachsten Jahren wird dieser
aufgrund der demografischen Entwicklung weiter ansteigen.
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lll. Umsetzung Barrierefreiheit

Das Amt fur Soziale Arbeit hat mit dem Stadtplanungsamt und dem Bauaufsichtsamt eine
Informationsbroschire tber barrierefreies Bauen erstellt. Das Heft informiert Uber die rechtlichen
Rahmenbedingungen, die barrierefreie Gestaltung bei Neu- und Umbauten und tber Orientierungs-
und Informationssysteme. AuRerdem enthélt sie Hinweise auf weitere Informationen zum Thema
Barrierefreiheit.

IV. Erganzende Erlduterungen

Zu Beschlussvorschlag Nr. 1:

Der Aufstellungsbeschluss muss den Bereich, fiir den das Bebauungsplanverfahren durchgefiihrt
werden soll, lagegenau bezeichnen.

Der Bebauungsplan soll fir diesen Bereich eine geordnete stadtebauliche Entwicklung
gewabhrleisten und die planungsrechtlichen Zuléassigkeitsvoraussetzungen nach § 30 BauGB
schaffen.

Dieser Bebauungsplan dient entsprechend den Vorgaben des § 13 a BauGB der Malinahme der
Innenentwicklung im Ortsbezirk Rheingauviertel / Hollerborn. Da die zulassige Grundflache im
Sinne der Baunutzungsverordnung mit ca.18.000 m2 unter der in § 13 a Abs. 1 Nr.1 BauGB
genannten Maximalgrof3e von 20.000 m? liegt, kann das beschleunigte Verfahren demzufolge nach
§ 13 a BauGB durchgefihrt werden.

Auf Grund einer uUberschlagigen Prifung unter Berticksichtigung der in Anlage 2 des Gesetzes
genannten Kriterien wurde die Einschatzung erlangt, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine
erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach 8 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwagung zu
bertcksichtigen waren.

Gemal § 13 a Abs. 1 Satz 4 ff. BauGB werden durch den Bebauungsplan keine Vorhaben
begrindet, die einer Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung nach dem Gesetz
Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung oder nach Landesrecht unterliegen. Darlber hinaus
bestehen keine Anhaltspunkte fur eine Beeintrachtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB
genannten Schutzguter sowie keine Anhaltspunkte von Vorhaben, die nach 8 50 Satz 1 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 2:

Im beschleunigten Verfahren wird nach den geltenden Vorschriften des vereinfachten Verfahrens
nach § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB von der Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem
Umweltbericht nach 8 2 a BauGB, von der Angabe nach 8§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten
umweltbezogener Informationen verfligbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklarung
nach 8§ 6 Abs. 5 Satz 3 BauGB und 8§ 10 Abs. 4 BauGB abgesehen.

Die Entbehrlichkeit der Umweltprifung flhrt nicht zu qualitativen Nachteilen bei der
Berlcksichtigung von Umweltbelangen, da alle Belange im beschleunigten Verfahren ausreichend
ermittelt und in die Abwagung eingestellt werden.

Der Beschluss ist entsprechend § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB ortsiblich bekannt zu machen.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB gewahrleistet die Unterrichtung
der Offentlichkeit tiber die allgemeinen Zwecke und Ziele der Planung, tiber Planungsalternativen
und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung und bietet die Gelegenheit zur AuRerung und
Erorterung durch die Offentlichkeit.

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung
beruhrt werden kann, sind entsprechend § 4 Abs. 1 BauGB zu unterrichten und zur AuRerung auch
im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprifung nach 8§ 2 Abs.
4 BauGB aufzufordern.
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Nach § 13 a BauGB kann die Aufstellung eines Bebauungsplans, der die Wiedernutzbarmachung
von Flachen, die Nachverdichtung oder andere MalRhahmen der Innenentwicklung zum Ziel hat, im
beschleunigten Verfahren durchgefiihrt werden. Die geordnete stadtebauliche Entwicklung darf
dabei nicht beeintrachtigt werden. Die dem Bebauungsplan entgegen stehenden Darstellungen im
Flachennutzungsplan werden mit Inkrafttreten des Bebauungsplans obsolet. Der
Flachennutzungsplan muss daher im Wege der Berichtigung angepasst werden. Die Berichtigung
stellt einen redaktionellen Vorgang dar, auf den die Vorschriften tber die Aufstellung von
Bauleitplanen keine Anwendung finden. Sie erfolgt ohne Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung,
beinhaltet keinen Umweltbericht und bedarf nicht der Genehmigung.

V. Gepriifte Alternativen

Wiesbaden, 13. Februar 2020
610310 sch / 2066

Hans-Martin Kessler
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

